
Vier Emails von Dietrich Schulze infolge des ersten Emails namens des AAKA mit 

der Forderung, die Resolution von 2006 dadurch zu bekräftigen, indem ein ähnliches 

gemeinsames Signal an die Karlsruher Öffentlichkeit gerichtet wird. 

 

Am 11. Mai 2015 ging ein ermutigendes Email der GRÜNEN Fraktion an Dr. Schulze und  

Dieter Bürk (DGB) mit der Mitteilung, dass unter TOP 1 der Gemeinderatssitzung am 19. Mai  

die Verabschiedung einer Resolution "Karlsruhe - Stadt der Vielfalt" steht. Es sei damit zu 

rechnen, dass der Textentwurf der Resolution in den nächsten Tagen publiziert werde. 

 

Nachfolgend die vier Emails chronologisch rückwärts.  

Angehängt als Seite 4 die AAKA-Erklärung und das BNN-Interview mit Iris Berben. 

 

Von: Dietrich Schulze [mailto:dietrich.schulze@gmx.de]  

Gesendet: Montag, 11. Mai 2015 01:55 

An: 'dez1@karlsruhe.de'; 'cdu@fraktion.karlsruhe.de'; 'spd@fraktion.karlsruhe.de'; 

'gruene@fraktion.karlsruhe.de'; 'fraktion@kult-fraktion.de'; 'fdp-fraktion@karlsruhe.de'; 

'dielinke@gemeinderat.karlsruhe.de'; 'gfk@gemeinderat.karlsruhe.de'; 

'freiewaehler@gemeinderat.karlsruhe.de' 

Betreff: Diebstahl AW: Iris Berben AW: HoGeSa 19. April AW: AAKA bittet um öffentliches Signal 

gegen Pegida 

 

An OB Dr. Mentrup und Karlsruher Gemeineräte/Fraktionen IV 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, 

dies ist mein vierter Anlauf seit dem ersten vor 6 ½ Wochen. Zur weiteren Begründung der 

Notwendigkeit der vielfach begründeten öffentlichen Gemeinderats-Erklärung möchte ich unter 

Bezug auf die Befreiungsreihe an die Presse-Mitteilung „Gedenken an die Opfer einer kriegs-

verbrecherischen Wehrmachtseinheit geschändet – historische Erkenntnis lässt sich weder durch 

Beschweigen noch durch rechtsextremistischen Diebstahl verhindern“ anknüpfen.  

Der Vorfall ist ein weiterer Beleg für die angewachsenen öffentlichkeitswirksamen Aktionen von 

Militaristen, Rassisten und Neonazis in Karlsruhe. Möge Ihnen diese PM sowie eine Erklärung aus 

der Befreiungsfeier weiteren Auftrieb dafür geben, die zugesagte öffentliche Gemeinderats-

Erklärung gegen die Pediga-Aufmärsche nunmehr am 19. Mai 2015 zu verwirklichen:  

"Wir unterstützen alle friedlichen Aktivitäten, die sich dagegen richten, dass unsere Stadt, auch 

bekannt als Residenz des Rechts, zum Aufmarschgebiet rassistischer Hetze wird. Und die dazu 

beitragen, den Willen der Bürger/innen unserer Stadt zum Ausdruck zu bringen: IN KARLSRUHE 

SIND RASSISTEN, SIND NEONAZIS UNERWÜNSCHT." 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Dietrich Schulze     

 

Von: Dietrich Schulze [mailto:dietrich.schulze@gmx.de]  

Gesendet: Mittwoch, 22. April 2015 21:21 

An: 'dez1@karlsruhe.de'; 'cdu@fraktion.karlsruhe.de'; 'spd@fraktion.karlsruhe.de'; 

'gruene@fraktion.karlsruhe.de'; 'fraktion@kult-fraktion.de'; 'fdp-fraktion@karlsruhe.de'; 

'dielinke@gemeinderat.karlsruhe.de'; 'gfk@gemeinderat.karlsruhe.de'; 

'freiewaehler@gemeinderat.karlsruhe.de' 

Betreff: Iris Berben AW: HoGeSa 19. April AW: AAKA bittet um öffentliches Signal gegen Pegida 

http://web3.karlsruhe.de/Gemeinderat/ris/bi/to0040.php?__ksinr=3840
http://karlsruhe.vvn-bda.de/wp-content/uploads/sites/49/2015/04/Plakat_Befreiung_010515-1.pdf
http://friedensbuendnis-ka.de/?p=256
http://friedensbuendnis-ka.de/?p=256
http://friedensbuendnis-ka.de/?p=256
http://karlsruhe.vvn-bda.de/wp-content/uploads/sites/49/2015/05/Aufruf_100515_Ende.pdf
http://karlsruhe.vvn-bda.de/wp-content/uploads/sites/49/2015/05/Aufruf_100515_Ende.pdf
mailto:dietrich.schulze@gmx.de


Anlagen:                                                                      (Seite 4) 

 

An OB Dr. Mentrup und Karlsruher Gemeineräte/Fraktionen III 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, 

wie Sie wissen, hat der Oberbürgermeister im Disput mit den Gästen des Netzwerktreffens am 

15. April zugesagt, dass er sich um die erbetene öffentliche Erklärung gegen die Pediga-

Aufmärsche zusammen mit dem Gemeinderat bemühen werde. Der Tagesordnung der nächsten 

Sitzung an 28. April ist zu entnehmen, dass die Bemühungen für einen Beschluss noch nicht weit 

genug gediehen scheinen. Vor der übernächsten Sitzung am 19. Mai soll es am 12. Mai bereits 

einen weiteren Aufmarsch geben.  

Sie haben sicherlich das Interview in der heutigen BNN mit Iris Berben gelesen (Anlage). Mögen 

Sie bitten diese überzeugende Stimme gegen Ausgrenzung; Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 

als Ermutigung dafür nehmen, den Beschluss – wenn nicht am 28. April als Initiativantrag – so 

ordentlich am 19. Mai zu fassen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Dietrich Schulze     

 

Von: Dietrich Schulze [mailto:dietrich.schulze@gmx.de]  

Gesendet: Samstag, 11. April 2015 14:34 

An: 'dez1@karlsruhe.de'; 'cdu@fraktion.karlsruhe.de'; 'spd@fraktion.karlsruhe.de'; 

'gruene@fraktion.karlsruhe.de'; 'fraktion@kult-fraktion.de'; 'fdp-fraktion@karlsruhe.de'; 

'dielinke@gemeinderat.karlsruhe.de'; 'gfk@gemeinderat.karlsruhe.de'; 

'freiewaehler@gemeinderat.karlsruhe.de' 

Betreff: HoGeSa 19. April AW: AAKA bittet um öffentliches Signal gegen Pegida 

Wichtigkeit: Hoch 

 

An OB Dr. Mentrup und Karlsruher Gemeineräte/Fraktionen II 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, 

Karlsruhe hat sich innerhalb von 2 Monaten zu einem attraktiven Aufmarschgebiet für Rassisten 

und Neonazis aller Coleur entwickelt. 

Der Stadt müsste bekannt sein, dass die gewaltbereite Hooligan-Szene, die durch die Teilnahme 

an den wohl behüteten Pegida-Aufmärschen Mut bekommen hat, als  HoGeSa am Sonntag, den 

19. April, auf dem Hauptbahnhof einen Aufmarsch angemeldet hat. Das kann aus einem gestrigen 

Bericht in „blick nach rechts“ entnommen werden. 

Bevor ich auf Konsequenzen daraus eingehe, möchte ich Ihnen allen den Sachstand zum 

übermittelten AAKA-Appell (Anlage) mitteilen. Am gleichen Abend hatte das „Netzwerk gegen 

Rechts“ beschlossen, einen ähnlichen Appell an Sie zu richten. Am 2. April hatte sich der DGB-

Stadtverband im Sinne des AAKA-Appels an Sie gewandt. Am 7. April teilte mir die SPD-Stadt-

ratsfraktion mit „Die SPD-Fraktion steht Ihrem Anliegen grundsätzlich positiv gegenüber. Wir 

werden das Gespräch mit den anderen Fraktionen und Herrn Dr. Mentrup suchen.“  

Als besorgter Bürger fordere ich, dass der von Rechts organisierten Eskalationsstufe mit dem 

Aufmarsch am 19. April eine eindeutige Antwort vonseiten der Stadt gegeben werden muss.  

Dieser Aufmarsch kann sehr wohl verboten werden, wenn in der Verbotsbegründung die hinläng-

lich bekannte Gewaltbereitschaft und Demokratiefeindlichkeit der HoGeSa-Szene in den Mittel-

mailto:dietrich.schulze@gmx.de
http://www.bnr.de/artikel/aktuelle-meldungen/hogesa-aktion-in-karlsruhe-geplant
http://www.antifa-buendnis-ka.de/common/download.php?/infos/2015/20150402_DGB-Ka_an_OB-Ka.pdf
http://www.antifa-buendnis-ka.de/common/download.php?/infos/2015/20150402_DGB-Ka_an_OB-Ka.pdf


punkt gestellt wird und nicht wie in der gescheiterten Verbotsbegründung für den Nazi-Aufmarsch 

am 25. Mai 2013 auf die Abwendung von Auseinandersetzungen mit Gegendemonstranten. 

Das wäre auch ein Signal an alle Bürgerinnen und Bürger, dass sich eine wehrhafte Demokratie 

nicht hinter einer angeblichen demokratischen Versammlungsfreiheit für die Gegner der Demo-

kratie zu verstecken braucht. Das wäre ein Signal dafür, dass OB  und Gemeineräte/Fraktionen 

nun endlich Zeichen setzen wollen.  

Einem Stadtoberhaupt, der laut heutigem BNN-Bericht die Zaungastrolle verlassen hat und die 

Pegida-Aufmärsche endlich als willkommenes Sammelbecken für Neonazis aller Schattierungen 

begriffen hat, würde es gut anstehen, die Initiative zu ergreifen, alle Rechtsmittel gegen die 

Aufmärsche zu ergreifen und in Anknüpfung an den Appel seines CDU-Vorgängers von 2006 

öffentlich zu erklären:  

"Wir unterstützen alle friedlichen Aktivitäten, die sich dagegen richten, dass unsere Stadt, auch 

bekannt als Residenz des Rechts, zum Aufmarschgebiet rassistischer Hetze wird. Und die dazu 

beitragen, den Willen der Bürger/innen unserer Stadt zum Ausdruck zu bringen: IN KARLSRUHE 

SIND RASSISTEN, SIND NEONAZIS UNERWÜNSCHT." 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Dietrich Schulze     

 

Von: Dietrich Schulze [mailto:dietrich.schulze@gmx.de]  

Gesendet: Donnerstag, 26. März 2015 14:40 

An: 'dez1@karlsruhe.de'; 'cdu@fraktion.karlsruhe.de'; 'spd@fraktion.karlsruhe.de'; 

'gruene@fraktion.karlsruhe.de'; 'fraktion@kult-fraktion.de'; 'fdp-fraktion@karlsruhe.de'; 

'dielinke@gemeinderat.karlsruhe.de'; 'gfk@gemeinderat.karlsruhe.de'; 

'freiewaehler@gemeinderat.karlsruhe.de' 

Betreff: AAKA bittet um öffentliches Signal gegen Pegida 

 

Anlagen:                                                              (Seite 4) 

 

An OB Dr. Mentrup und Karlsruher Gemeineräte/Fraktionen I 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, sehr geehrte Damen und Herren, 

das Antifaschistische Aktionsbündnis Karlsruhe (AAKA) hat sich am Dienstag mit interessanten 

historischen Hintergründen des Rassismus und Rechtsextremismus in Karlsruhe befasst und 

überreicht Ihnen die beigelegte Erklärung im Sinne eines Appells an die gewählte Repräsentanten 

unserer Stadt, die früheren Resolutionen dadurch zu bekräftigen, indem Sie ein ähnliches 

gemeinsames Signal an die Karlsruher Öffentlichkeit richten. 

Wir wären Ihnen allen sehr dankbar dafür. Da wegen der Öffentlichkeitswirkung wohl ein 

Gemeinderatsbeschluss angebracht ist, der einen entsprechenden zeitlichen Vorlauf benötigt, 

wären wir Ihnen verbunden, wenn Sie uns Ihre Zwischenauskünfte geben könnten.  

Im Namen des AAKA  

Dr. Dietrich Schulze 

 

 

mailto:dietrich.schulze@gmx.de


Erklärung des Antifaschistischen Aktionsbündnisses Karlsruhe (AAKA) vom 24.03.2015  

Appell an Oberbürgermeister Dr. Mentrup und die Gemeinderatsfraktionen 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir möchten Ihnen angesichts der rassistischen und von Neonazis unterstützten Pegida-Auf-
märsche die Resolutionen des Gemeinderats aus den Jahren 2000 und 2006 in Erinnerung rufen. 
Der 2006 einstimmig unterstützte Aufruf schließt mit den Worten: 

"Wir unterstützen alle friedlichen Aktivitäten, die sich dagegen richten, dass unsere Stadt, auch 
bekannt als Residenz des Rechts, zum Aufmarschgebiet rassistischer Hetze wird. Und die dazu 
beitragen, den Willen der Bürger/innen unserer Stadt zum Ausdruck zu bringen: IN KARLSRUHE 
SIND RASSISTEN, SIND NEO-NAZIS UNERWÜNSCHT." 

Näheres entnehmen Sie bitte dem Offenen Brief der Gemeinderatsfraktion B'90 DIE GRÜNEN an 

OB Heinz Fenrich vom 15. Mai 2007. In ähnlichem Sinne wurde Ende 2007 eine breit unterstützte 

Karlsruher Erklärung „Für Demokratie und Weltoffenheit“ veröffentlicht.  

Das AAKA hat sich letzte Woche in zwei Presse-Mitteilungen (1) und (2) mit der entstandenen 

Situation auseinander gesetzt. Wir haben darin an die Verhinderung des am 25. Mai 2013 

geplanten Naziaufmarschs durch eine beeindruckendes öffentliches Bündnis zusammen mit der 

Stadt erinnert und unsere zweite Erklärung mit den Worten beendet: „Wir wollen in Karlsruhe ein 

friedliches und lautes Signal für eine Willkommenskultur für Flüchtlinge senden und lehnen jede 

Form von Gewalt ab.“ 

Genau in diesem Sinne appellieren wir an Sie als gewählte Repräsentanten unserer Stadt, die 

früheren Resolutionen dadurch zu bekräftigen, indem Sie ein ähnliches Signal an die Karlsruher 

Öffentlichkeit richten. 
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„Diese Debatten erschrecken mich“
Iris Berben ist wütend über tief verankerte Vorurteile und Fremdenfeindlichkeit in der gesellschaftlichen Mitte

Rust. Die Schauspielerin Iris Berben
hat den Kampf gegen Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit sowie den Einsatz
für eine Aussöhnung mit Israel zu Le-
bensthemen gemacht. Für dieses Enga-
gement erhält sie an diesem Freitag ei-
nen Radio Regenbogen Award als „Me-
dienfrau des Jahres“. Mit Iris Berben
sprach Jürgen Ruf.

Pegida, Ausländerhass, Streit um
Flüchtlinge: Wie erleben Sie der-
zeit das gesellschaftliche Klima in
Deutschland?

Berben: Es macht mich wütend. Ich
setze mich seit vier Jahrzehnten ein ge-
gen Ausgrenzung, gegen Antisemitismus
und gegen Fremdenfeindlichkeit sowie
für das Erinnern unserer Geschichte als
moralische Verpflichtung, die wir ha-
ben. Die Debatten, die wir jetzt erleben
in Deutschland, erschrecken mich.

Aus welchem Grund?

Berben: Sie zeigen, dass es nicht um
die sogenannten Ewiggestrigen geht. Es
gibt eine starke Strömung aus der Mitte
der Gesellschaft. Vorurteile, Ressenti-

ments und Fremdenfeindlich-
keit sind dort tief verankert.
Das liegt wohl in der Natur
des Menschen und der Sache,
dass da, wo es Probleme und
Veränderungen gibt, immer
nach Schuldigen gesucht
wird. Hinzu kommt eine Er-
müdung von Demokratie. Das
spielt jenen in die Hände, die
als Rattenfänger unterwegs
sind und die Sorgen und Nöte
der Menschen für ihre politi-
schen Ziele missbrauchen.

Aber ist Ihre Arbeit ge-
gen Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit,
die Sie seit Jahrzehnten
führen, damit nicht ge-
scheitert?

Berben: Natürlich gab und
gibt es immer wieder Zeiten,
in denen ich mich frage, ob es
etwas nutzt. Es ist ein Lern-
prozess, den auch ich machen
musste: Die Fragen nach der
eigenen Geschichte und den
Lehren daraus ist keine Sa-
che, die irgendwann am Ziel
und erledigt ist. Es ist eine
Thematik, mit der wir uns im-
mer auseinandersetzen müs-
sen. Und diesen Staffelstab
muss man immer wieder an
die nächsten Generationen weiterrei-
chen. Das direkte Resultat ist selten zu
sehen. Doch man darf sich davon nicht
ermüden lassen.

Hat die nächste Generation über-
haupt Interesse an dem Thema?

Berben: Ich mache Lesungen, gehe in
Schulen, informiere über Israel, stelle
mich Diskussionen. Und ich spüre
schon, dass mit zeitlichem Abstand das
Aufklären über Holocaust zum Beispiel
mühsamer wird. Wichtig ist mir, Kinder
und Jugendliche zu erwecken. Man muss
immer wieder neue Zugänge finden, es
ihnen nicht als Last erscheinen zu las-

Berben: Natürlich bekomme
ich Reaktionen von beiden
Seiten. Wobei ich sagen muss,
dass die Unterstützung weit-
aus größer ist als die Ableh-
nung. Und wenn sich jeman-
den in irgendeiner Weise ge-
stört oder bevormundet fühlt,
kann das für mich kein Krite-
rium sein. Das müssen die
Leute aushalten. Dazu ist mir
mein Alltag viel zu wichtig.
Ich bin nicht 24 Stunden am
Tag Schauspielerin, sondern
ich bin Bürgerin dieses Lan-
des. Wir leben als Prominente
in einer Welt, in der wir uns
nicht ausklinken können von
dem, was um uns täglich he-
rum geschieht. Man sollte
Haltung zeigen und zu seinen
Überzeugungen stehen.

Es gibt aber nicht viele Schau-
spieler, die sich derart offen
engagieren. Wieso sind es so
wenige?

Berben: Die Frage ist, ob
man sich angreifbar machen
möchte. Und das muss jeder
mit sich selbst ausmachen. Ich
kenne Kollegen die sagen, sie
wollen mit nichts an die Öf-
fentlichkeit gehen, um nicht
angefeindet zu werden. Ich

selbst habe das ganz pragmatisch ge-
nutzt.

Inwiefern?

Berben: Popularität hat auch eine
Form von Kraft oder Macht, im besten
Sinne. Macht, dass man wahrgenommen
wird. Ich habe meine Tätigkeit die ers-
ten zehn bis 15 Jahre auch sehr unbeob-
achtet im kleinen Kreis gemacht. Freun-
de sagten mir, dass ich es lauter machen
und meinen Namen benutzen sollte. Das
öffnet Türen und Köpfe. Und diese Aus-
zeichnung nun, der Radio Regenbogen
Award, hilft, Themen in die Öffentlich-
keit zu bringen. Dafür bin ich dankbar.

sen. Es darf nicht verordnet werden,
nicht belastet sein. Es soll Spaß machen,
sich mit Geschichte zu befassen und da-
durch stark zu werden. Mir macht es
großen Mut, mit Jugendlichen zusam-
menzuarbeiten.

Mit Ihrem gesellschaftspolitischen
Engagement machen Sie sich als
Prominente aber auch angreifbar.
Wäre es nicht leichter, sich auf die
Schauspielerei zu konzentrieren?

Das Interview

GEGEN RASSISMUS und für die Aussöhung mit Israel kämpft
Schauspielerin Iris Berben. Dafür erhält sie einen Award. Foto: dpaZur Person

Iris Berben

Iris Berben (64) ist eine der be-
kanntesten deutschen Schauspiele-
rinnen. Seit 1967 steht sie für Fern-
sehen und Kino vor der Kamera so-
wie auf der Theaterbühne. Sie ist
Botschafterin der Aktion „Gesicht
Zeigen!“ gegen Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit, engagiert
sich seit mehr als zehn Jahren für
die Hebräische Universität Jerusa-
lem und ist zudem Botschafterin des
Holocaust-Denkmals. Berben lebt
in Berlin. ruf

Luftikusse sind derzeit am Stuttgarter Himmel zu beobachten. Die
Insassen dieses Fahrgeschäfts auf dem Frühlingsfest in der

Landeshauptstadt scheinen ihren turbulenten Ausflug zu genießen. Foto: Latz

Internet-Seite gehackt
Reitverein Opfer einer islamistischen Organisation

Eberbach (dpa/lsw). Eine islamistische
Organisation hat die Internet-Seite des
Eberbacher Reitvereins (Rhein-Neckar-
Kreis) gehackt. Der Vereinsvorsitzende
entdeckte nach Polizeiangaben auf der
Homepage Bilder einer islamistischen
Vereinigung und Parolen der Terrormiliz
IS in Englisch und Arabisch. Nach ers-
ten Ermittlungen nutzten die Täter eine
Sicherheitslücke in der Software, um
die Internet-Seite zu manipulieren.
Mittlerweile befassen sich der Staats-

schutz der Kriminalpolizeidirektion
Heidelberg und das Landeskriminalamt
mit dem Fall. Die Vereinigung habe
weltweit Internet-Seiten nach demsel-
ben Muster gehackt, hieß es.

Sie verschickt eine Schadsoftware, die
nach Sicherheitslücken in Software und
auf Servern sucht. Deswegen seien von
solchen Angriffen häufig kleinere Un-
ternehmen oder Vereine betroffen, die
ihre Internet-Seite selbst strickten, sag-
te ein Polizeisprecher.

Frühlingszeit
ist auch Angriffszeit

Tiere im Stress / Kuriose Fälle im Südwesten
Von unserer Mitarbeiterin
Angelika Resenhoeft

St. Georgen/Sindelfingen. Die Tage
werden länger, die Sonne macht sich
breit und wärmt – der Frühling ist da.
Damit heißt es vor allem im Tierreich:
auf zum Paaren. Wenn da der Mensch
etwa einem 800-Kilogramm-Stier in die
Quere kommt, kann das auch tödlich
sein. Berichte von randalierenden Kü-
hen und angriffslustigen Vögeln sind
keine Seltenheit. Kurioser Höhepunkt:
In Sankt Georgen im Schwarzwald atta-
ckiert ein Rehbock zwei Walkerinnen
und verletzt sie leicht. Ein Mitarbeiter
einer Firma kommt den bedrängten
Frauen zu Hilfe. Dabei wird auch der
Mann leicht ver-
letzt.

Für den hinzuge-
rufenen Förster ist
der Fall klar: Der
Rehbock sei von ei-
nem Rivalen aus seinem Revier vertrie-
ben worden. Das treibt den Adrenalin-
spiegel nach oben – der Bock reagiert
sich notfalls auch am Menschen ab.
Frühlingszeit ist Paarungszeit. Der
Trieb, seine Gene weiterzugeben, macht
viele Wildtiere aggressiv, sehen sie das
auserwählte Weibchen durch Konkur-
renz oder den Nachwuchs durch Fress-
feinde bedroht. Immer wieder kommen
dann auch Menschen zu schaden. „Wel-
che Eltern würden nicht bei Bedrohung
ihre Kinder verteidigen?“, sagt André
Baumann vom Nabu Baden-Württem-
berg zum Fall eines Bussards, der in
Oberkochen (Ostalbkreis) einen Jogger
angegriffen hat. Der Mann kommt am
Sonntag mit Schürf- und Kratz- sowie
Pickwunden davon. „Die Vögel beob-
achten, wie etwa Jogger ihren gerade

flügge werdenden oder bereits ausgeflo-
genen Jungvögeln nahekommen und
wollen diese schützen.“ Kommt der
Mensch allerdings Kühen oder gar Stie-
ren in die Quere, endet das nicht immer
so glimpflich. Am Montag erschreckt ein
Stier in Sindelfingen (Kreis Böblingen)
Passanten und legt den Bahnverkehr für
Stunden lahm. Zwei Tage zuvor stürmt
eine Kuh in Waiblingen (Rems-Murr-
Kreis) von einer Weide. Bilanz: fünf
Leichtverletzte, beschädigte Vorgärten
und Gartenzäune. „Prinzipiell sind Rin-
der friedlebende Tiere“, erzählt Katrin
Fischer, Melktechnikexpertin vom Lan-
desbauernverband in Stuttgart. Doch
werden sie etwa durch einen lauten
Knall erschreckt oder kommen nach

Monaten im Stall
im Frühjahr auf die
Weide, sei das
Stresslevel hoch.
Der schützende
Stall ist weg.

„Kühe sehen nicht besonders gut, sie
hören und riechen besser“, erklärt der
Geschäftsführer der Rinderunion Ba-
den-Württemberg, Alfred Weidele, in
Herbertingen (Kreis Sigmaringen).
Dann werde der Mensch für einen Baum
gehalten oder den potenziellen Konkur-
renten. „Der Bulle will seine Damen
verteidigen“ – wer im Weg steht, kann
das schnell zu spüren bekommen. Ob im
Dorf oder auf der Alm – wer einem aus-
gewachsenen, offensichtlich gestresstem
Rind gegenübersteht, sollte sich ruhig
verhalten, rät Fischer. „Das Tier im
Blick halten, keine hektische Bewegung,
nicht davonrennen.“ Wer sich nicht hin-
ter einer schützenden Mauer oder einem
Baum verstecken kann, dem bleibe nur:
„Nicht schreien, leise sein, eher beruhi-
gende Worte sprechen.“

Rabiater Rehbock
verletzt Walkerinnen

Hintergrund
Viele Unfälle passierten beim Melken
(24,7 Prozent), dicht gefolgt vom Be-
treuen, Hüten und Pflegen (20,7 Pro-
zent). Fast 5 000-mal trat ein Rindvieh
zu (41,3 Prozent), mehr als 2 000-mal
wurde ein Mensch gestoßen, mehr als
1 000-mal eingequetscht oder einge-
klemmt. In 149 Fällen griff ein Rind
den Versicherungszahlen zufolge ei-
nen Menschen an, vier dieser Angriffe
endeten tödlich. Im Südwesten gab es
1 090 Verletzte, aber keine Toten. tat

Unfälle mit Rindern

Fast 10 200 Unfälle mit Rindern
wurden bundesweit im Jahr 2013 bei
der Sozialversicherung für Landwirt-
schaft, Forsten und Gartenbau
(SVLFG) gemeldet. Neuere Zahlen
sollen erst im Mai vorliegen, heißt es.

Bis zu
7000 Plätze

Von Julia Giertz
und Kathrin Drinkuth

Konstanz/Stuttgart/Karlsruhe. Bis zu
7 000 Flüchtlinge sollen künftig in sechs
Erstaufnahmestellen im Südwesten
Schutz finden. Neben den bereits beste-
henden Standorten Karlsruhe, Meßstet-
ten und Ellwangen sind Landeserstauf-
nahmestellen (Lea) in Schwäbisch Hall
und Freiburg geplant. Mannheim, bisher
noch Karlsruher Außenstelle, wird noch
in diesem Jahr zu einer eigenen Lea auf-
gewertet. Diese Elemente einer Gesamt-
konzeption beschloss der Ministerrat in
Konstanz. Der Südwesten sei damit gut
gerüstet, sagte Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann (Grüne). „Selbst bei
hohen Flüchtlingszahlen.“

„Der Landesregierung ist ein flexibles
Aufnahmesystem wichtig, das sowohl
humanitären als auch wirtschaftlichen

Aspekten gerecht wird“, teilte Integrati-
onsministerin Bilkay Öney (SPD) mit. In
den sechs Leas solle es eine Regelkapa-
zität von 500 Menschen geben, maximal
sei Platz für jeweils 1 000 Flüchtlinge.
Damit könne man einerseits den derzeit
erhöhten Aufnahmedruck auffangen,
andererseits ließen sich die Plätze bei
rückläufigen Antragszahlen auch wie-
der zurückfahren. In der Karlsruher Lea
sind derzeit 3 338 Flüchtlinge unterge-
bracht. Sollte die Flüchtlingszahlen
kurzfristig stark steigen oder eine der
Leas etwa aufgrund von Krankheiten
zeitweise geschlossen werden, könnten
zudem bedarfsorientierte Aufnahmeein-
richtungen für den Notfall (sogenannte
Beas) eingerichtet werden. Diese Beas
eingerechnet gebe es fast 9 000 Erstauf-
nahmeplätze im Südwesten, hieß es
beim Ministerium. Ziel sei es, in jedem
Regierungsbezirk eine dauerhafte Lea
zu schaffen. Im Fall des Bezirks Tübin-
gen müsse noch ein langfristig geeigne-
ter Standort gefunden werden.

Koordiniert werden soll die Erstauf-
nahme in Baden-Württemberg weiter-
hin durch das Regierungspräsidium
Karlsruhe. Das Bundesamt für Migrati-
on und Flüchtlinge schätzt, dass in die-
sem Jahr rund 300 000 Flüchtlinge nach
Deutschland kommen, davon 33 000
nach Baden-Württemberg. Die Bundes-
länder und vor allem die Kommunen
sind für die Unterbringung und Versor-
gung der Asylbewerber zuständig.

Land reagiert auf
hohe Flüchtlingszahlen

Ein Missgeschick
kommt selten allein
Lahr (em). Besonders viel Pech

hintereinander hatte ein 46-Jähri-
ger in Lahr: Als der Mann gegen
5.30 Uhr eine Außentreppe hinauf-
ging, um zu seiner Wohnung zu ge-
langen, fiel ihm sein Hausschlüssel
zwischen die Stufen der Treppe auf
den Fußboden darunter. Über eine
Tür gelangte der Mann in den Raum
unter der Treppe und konnte
schließlich seinen Schlüssel holen.
Doch die Stahltür fiel zu – und ließ
sich von außen nicht mehr öffnen.

Der 46-jährige Pechvogel versuch-
te nun, sich durch die Stufen der
Metalltreppe hindurchzuzwängen
und blieb dabei mit dem Kopf ste-
cken. Anwohner bemerkten seine
missliche Lage: Die gerufene Feuer-
wehr demontierte schließlich Teile
der Treppe und befreite den unver-
letzten Mann.

Streit um
die Besoldung

Stuttgart (dpa/lsw). Grün-Rot über-
trägt das Tarifergebnis des öffentlichen
Dienstes auf die meisten Staatsdiener
im Südwesten nur zeitlich verzögert.
Das empfindet der Beamtenbund Ba-
den-Württemberg als Zeichen mangeln-
der Wertschätzung. „Das Land spart an
den Beamten“, kritisierte Landeschef
Volker Stich. Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann (Grüne) und Finanz-
minister Nils Schmid (SPD) sprachen
hingegen von einer angesichts von
„Sparzwängen“ fairen und sozial ge-
rechten Lösung. Alle Beamten erhielten
bis Ende diese Jahres dieselbe Erhöhung
wie die Tarifangestellten – die unteren
Besoldungsgruppen sofort, die mittleren
mit vier und die oberen mit acht Mona-
ten Verzögerung. Damit sei auch das
Schema der letzten Übertragung nach
sechs, neun und zwölf Monaten abge-
mildert. Das Land lege Wert auf die in-
haltsgleiche Übertragung, um die Be-
amten nicht von der allgemeinen wirt-
schaftlichen Entwicklung abzukoppeln.
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